Deutscher Bundestag 
4. Wahlperiode 


Drucksache IV/1570 


Schriftlicher Beridit 

des Wirtschaftsausschusses 
(16. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf 
eines Gesetzes zur Änderung und Ergänzung des Gesetzes 

über Bergmannsprämien 

— Drucksache IV/ 11 88 — 


A. Bericht des Abgeordneten Kulawig 


Der Wirtschaftsausschuß hat den Gesetzentwurf 
in seinen Sitzungen am 3., 10. und 17. Oktober 1963 
beraten. Der mitberatende Finanzausschuß hat gegen 
den Gesetzentwurf keine Einwendungen erhoben. 

Der Gesetzentwurf dient dem Ziel, das Gesetz 
über Bergmannsprämien in der Weise zu ändern, 
daß es mit dem Vertrag über die Gründung der 
Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl 
(EGKS- Vertrag) in der Auslegung, die ihm der Ge- 
richtshof der Europäischen Gemeinschaft in seinem 
Urteil vom 23. Februar 1961 gegeben hat, überein- 
stimmt. Für die Arbeitnehmer des Bergbaus tritt da- 
durch keine Verschlechterung in ihrem gegenwärti- 
gen Status ein. Die Änderung beinhaltet, daß im 
Ergebnis die Arbeitgeber des dem EGKS-Vertrag 
unterliegenden Bergbaus die Lasten der Bergmanns- 
prämie zu tragen haben, um damit den von dem 
Europäischen Gerichtshofs festgestellten Subven- 
tionscharakter der Pläne zu beseitigen. 

Zu Artikel 1 

Im Ausschuß haben sich Zweifel erhoben, ob die 
betroffenen Unternehmen in der Lage sind, die ge- 


forderten Anmeldungen über die von ihnen im ab- 
gelaufenen Jahr gezahlten Prämien bis zu dem im 
Entwurf festgelegten Zeitpunkt (31. Januar des 
folgenden Jahres) zu erbringen. Dem Ausschuß er- 
schien dieser Zeitraum zu kurz, und er hält den 
30. Juni für einen angemessenen und ausreichenden 
Zeitpunkt, bis zu dem spätestens die Anmeldung 
und die Zahlung der Unternehmen erfolgt sein muß. 

Der Ausschuß schlägt ferner vor, durch Einfügung 
der Worte „für das Kalenderjahr 1963" in Artikel 1 
Nr. 3 Buchstabe b den bereits in dem Gesetzentwurf 
der Bundesregierung vorgesehenen Zeitpunkt, von 
dem an die Arbeitgeber die Lasten aus der Berg- 
mannsprämie zu tragen haben, eindeutig klarzu- 
stellen. Er folgt hierbei einem ausdrücklichen 
Wunsch der Hohen Behörde der EGKS. Als Termin 
für diese erstmalige Zahlung der Arbeitgeber müßte 
entsprechend dem Änderungsvorschlag des Aus- 
schusses zu Artikel 1 Nr. 1 der 30 Juni 1964 fest- 
gesetzt werden. 


Bonn, den 25. Oktober 1963 


Kulawig 

Berichterstatter 


Ausschußantrag umseitig 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache IV/1188 — mit 

der Maßgabe, daß 

1. in Artikel 1 Nr. 1 in § 5 a Abs. 1 Satz 1 die 
Worte „31. Januar" durch die Worte „30. Juni", 

2. in Artikel 1 Nr. 3 Buchstabe b in dem an § 7 
angefügten Absatz 2 die Worte „31. Januar 1964" 
durch die Worte „30. Juni 1964 für das Kalender- 
jahr 1963" 

ersetzt werden, im übrigen unverändert nach der 

Vorlage anzunehmen. 


Bonn, den 25. Oktober 1963 


Der Wirtschaftsausschuß 

Dr. Aschoff Kulawig 

Vorsitzender Berichterstatter 
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